Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 773 


Der Bundesmmister der Finanzen 
IV C - LA 2642 - 31/54 


Bonn, den 14. August 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kostenaufwand für die Bearbeitung der Hypo- 
thekengewinnabgabe 

Bezug: Kleine Anfrage 99 der Abgeordneten Dr. Becker 
(Hersfeld) und Genossen - Drucksache 737 - 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

zu 1. 

Die tatsächlichen Kosten, die den 'mit der Erhebung der Hypo- 
thekengewinnabgabe beauftragten Stellen aus ihrer Tätigkeit erwachsen, 
werden statistisdi nicht erfaßt. Ihre genaue Ermittlung würde, weil 
dazu die gesamte Verwaltungsarbeit der beauftragten Stellen im 
einzelnen untersucht werden müßte, außerordentlich zeitraubende 
Erhebungen voraussetzen. 

Nach der gegenwärtig geltenden Gebührenregelung erhalten die 
beauftragten Stellen als Entschädigung für ihre Arbeiten eine Gebühr, 
die sich aus 4 v. H. des laufenden Aufkommens an Hypotheken- 
gewinnabgabe und 7,50 DM für jede einzelne Abgabeschuld (Stück- 
gebühr) zusammensetzt. Die Gesamtgebühr je Abgabcschuld ist 
jedoch auf 25 DM begrenzt. Die nach dieser Regelung den beauf- 
tragten Stellen zufließenden Gebühren belaufen sich auf etwa 7 bis 
7,5 V. H. des jährlichen Aufkommens an Hypothekengcwinnabgabc. 

Im Rechnungsjahr 1953 betrug das Istaufkommen an Hypotheken- 
gewinnabgabc rd. 475127 000 DM. Der Gesamtbetrag der auf die 
beauftragten Stellen für denselben Zeitraum entfallenden Gebühren 
wird demnach auf einen Betrag zwischen rd. 33,3 Mio und rd. 35,7 
Mio DM geschätzt. Der genaue Betrag würde nur auf Grund einer 
Rückfrage bei den nach § 204 LAG für die Verwaltung der 
Lastcnausgleichsabgabcn zuständigen Landesfinanzbehörden zu er- 
mitteln sein. 

Der LA-Fonds wird durch die Gebührenrcgclung nicht betroffen, 
da an ihn das Brutto-Aufkommen an Hypothekengewinnabgabe 
abgeführt wird. Die Landesfinanzvcrwaltungen dccke’n ihre Auf- 
wendungen an Gebühren aus dem ihnen nach § 204 LAG vom 
Bund zu gewährenden Vcrwaltungskostcnbeitrag in Höhe von 4 v. H. 
des Istaufkommens der drei Lastenausglcidisabgaben. 


Dru(^: Buchdrücke rel Peter Meier, Bulsdort/Siegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, RheiiTallee 20 
Telefon 3551 



zu 2. 


Unter Nr. 2 der Anfrage sind ganz verschiedenartige Kosten 
genannt, die gelegentlich anfallen können, jedodi statistisdi nicht 
erfaßt werden und deren ungefähre Ermittlung nur mit sehr erheb- 
lichem Zeit- und Kostenaufwand möglich wäre. 

zu a) 

Eine „Löschung der Hypothekengewinnabgabe” im Grundbuch ist 
dem Gesetz fremd, da die Hypothekengewinnabgabe als öffcntlidie 
Last nicht eintragungsfähig ist. Es kann sich allenfalls darum handeln, 
daß bei Wegfall der Hypothekengewinnabgabe (z. B. durch Ablösung) 
die Löschung etwaiger Grundbuch vermerke nach § 117 LAG über 
gegenstandslos gewordene Befriedigungsvorrechte nach § 116 LAG 
verlangt wird. Die dadurch verursachten Kosten würden den privaten 
Beteiligten zur Last fallen. 

zu b) 

Die Entlassung von Grundstücken oder Grundstücksteilen aus der 
Haftung für Abgabeschulden der Hypotheken gewinnab gäbe nach 
§ 1 1 1 Abs. 5 LAG vollzieht sich ebenfalls außerhalb des Grund- 
buchs. Auch notarielle Beurkundungen sind dazu nicht erforderlich. 
Inwieweit dem Antragsteller Kosten daraus entstehen können, daß 
er die von ihm behaupteten Voraussetzungen der Haftentlassung 
nachweisen muß, laßt sich nur von Fall zu Fall beurteilen. In den 
Fällen des § 1 1 1 Abs. 5 Nr. 2 LAG können dem Antragsteller 
ferner Kosten daraus entstehen, daß neben der Übernahme der 
persönliclien Abgabeverpflichtung eine ausreichende Sicherheit zu 
bestellen ist. 

In welchem Umfang solche Kosten nadi a) oder b) bisher entstanden 
sind oder in Zukunft entstehen könnten ist nicht bekannt. 


In Vertretung 
Hartmann 



